
 
Herausgeber: Niedersächsische Staatskanzlei 

 

Niedersächsisches 
Ministerialblatt  

76. (81.) Jahrgang Hannover, den 21. September 2026 Nummer 432  

 

 

Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung  
von Sachinvestitionen zur tierschutzgerechten Unterbringung  
von Fundtieren und sonstigen Unterbringungstieren aus dem  

Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität des Bundes 
(Tierheim und Wildtierauffangstationen-RL) 

Erl. d. ML v. 21.09.2026 – 42506-3786/2022-12268/2025 – 

– VORIS 28200 – 
Bezug:  RdErl. d. MF v. 19.03.2026 (Nds. MBl. 2026 Nr. 168) 

 

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage  

1.1 Das Land Niedersachsen gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie, der VV/VV-Gk zu § 44 LHO und im 
Rahmen der ihm hierfür zugewiesenen Bundesmittel nach dem Gesetz zur Finanzierung von Infrastrukturin-
vestitionen von Ländern und Kommunen (Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz – LuKIFG) 
vom 20.10.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 246) und dem Bezugserlass Zuwendungen zur Förderung von Sachinves-
titionen für eine tierschutzgerechte Unterbringung von Fundtieren und sonstigen Unterbringungstieren  

– aufgrund des TierSchG, des NPOG (insbesondere aufgrund der §§ 11, 26) und des NHundG in Tier-
heimen, tierheimähnlichen Einrichtungen und  

– aufgrund des TierSchG und des NPOG (insbesondere aufgrund der §§ 11, 26) in Wildtierauffangstatio-
nen.  

1.2 Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbe-
hörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

2. Gegenstand der Förderung  

Gefördert werden folgende Sachinvestitionen, die der tierschutzgerechten Unterbringung der unter Num-
mer 1.1 aufgeführten Tiere dienen: 

2.1 Baumaßnahmen (insbesondere Anbau, Neubau, Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen), 

2.2 der Erwerb beweglicher Sachen (insbesondere Ausrüstung, Inventar, Haltungssysteme) und 

2.3 der Erwerb unbeweglicher Sachen (insbesondere Ersatzeinrichtungen wie z. B. Container oder Bauwa-
gen), sofern diese für die dauerhafte Nutzung vorgesehen sind. 
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3. Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger  

3.1 Zuwendungen können erhalten: 

3.1.1 die Trägerinnen und Träger von Tierheimen oder tierheimähnlichen Einrichtungen i. S. d. § 11 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 TierSchG, die 

– bei Antragstellung seit mindestens einem Jahr im Besitz einer gültigen Erlaubnis nach § 11 Abs. 1  
Satz 1 Nr. 3 TierSchG sind, 

– ihren Sitz in Niedersachsen haben und 

– wegen Verfolgung gemeinnütziger Zwecke i. S. d. § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 14 AO von der Körper-
schaftssteuer befreit sind, 

soweit sie Fundtiere und Unterbringungstiere aufgrund des TierSchG, des NPOG (insbesondere auf-
grund der §§ 11, 26) und des NHundG aufnehmen, 

3.1.2 die Trägerinnen und Träger von Wildtierauffangstationen i. S. d. § 45 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG, die  

– bei Antragstellung seit mindestens einem Jahr im Besitz einer gültigen Anerkennung nach § 45 
Abs. 5 Satz 3 BNatSchG sind und  

– ihren Sitz in Niedersachsen haben,  

soweit sie Fundtiere und Unterbringungstiere nach dem TierSchG und des NPOG (insbesondere auf-
grund der §§ 11, 26) aufnehmen, und 

3.1.3 niedersächsische Kommunen, sofern sie Träger von Tierheimen, tierheimähnlichen Einrichtungen nach 
Nummer 3.1.1 oder von Wildtierauffangstationen nach Nummer 3.1.2 sind. 

3.2 Von der Förderung ausgeschlossen sind natürliche und juristische Personen, über deren Vermögen ein 
Insolvenz-, Vergleichs-, Konkurs-, Sequestrations- oder ein Gesamtvollstreckungsverfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist. Dasselbe gilt für Antragstellerinnen und Antragsteller, die zur Abgabe der Vermögensaus-
kunft nach § 22 NVwVG, § 802 c ZPO, § 284 AO oder nach anderen Rechtsvorschriften des Bundes oder 
eines anderen Landes verpflichtet sind oder bei denen diese abgenommen wurde. Handelt es sich bei der 
Antragstellerin oder dem Antragsteller um eine durch eine gesetzliche Vertreterin oder einen gesetzlichen 
Vertreter vertretene juristische Person, gilt dies, sofern die gesetzliche Vertreterin oder den gesetzlichen Ver-
treter aufgrund ihrer oder seiner Verpflichtung als gesetzliche Vertreterin oder gesetzlicher Vertreter der juris-
tischen Person die entsprechenden Verpflichtungen aus § 22 NVwVG, § 802 c ZPO oder § 284 AO treffen. 

4. Bewilligungsvoraussetzungen  

4.1 Es sind nur Vorhaben zuwendungsfähig, die der Erfüllung kommunaler Aufgaben i. S. d. § 3 Abs. 1 
LuKIFG dienen, 

4.1.1 deren Finanzierung der Unterhaltung und Weiternutzung im Zweckbindungszeitraum gesichert ist, 

4.1.2 deren Investitionsvolumen mindestens 50 000 EUR beträgt und 

4.1.3 die abweichend von VV/VV-Gk Nr. 1.3 zu § 44 LHO noch nicht begonnen wurden; die Bewilligungsbe-
hörde kann im Einzelfall Ausnahmen zulassen. Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss 
eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten. Bei Baumaß-
nahmen gelten Planung, Bodenuntersuchung, Grunderwerb und Herrichten des Grundstücks (z. B. Ge-
bäudeabbruch, Planieren) nicht als Beginn des Vorhabens. 

4.2 Mit dem Förderantrag sind folgende Unterlagen vorzulegen: 

4.2.1 die Bestätigung der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers, dass Eigentum an 
den genutzten Gebäuden und Grundstücken besteht, sofern nicht ein Fall der Nummer 4.3 vorliegt, 

4.2.2 durch Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger nach Nummer 3.1.1  

– ein Freistellungsbescheid des zuständigen Finanzamtes zum Nachweis der Gemeinnützigkeit so-
wie  
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– eine Erlaubnis nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 TierSchG,  

4.2.3 durch Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger nach Nummer 3.1.2 eine Anerken-
nung nach § 45 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG.  

4.3 Sofern eine niedersächsische Kommune Eigentümer der von den Zuwendungsempfängerinnen und Zu-
wendungsempfängern nach den Nummern 3.1.1 und 3.1.2 genutzten Gebäuden und/oder Grundstücken ist, 
ist mit dem Förderantrag die Zustimmung der niedersächsischen Kommune vorzulegen, die die Bestätigung 
des Nutzungsrechts für die Dauer der Zweckbindung (siehe Nummer 6.3) beinhalten muss.  

4.4 Je Tierheim, tierheimähnlicher Einrichtung und Wildtierauffangstation kann eine Förderung nur einer 
Zuwendungsempfängerin oder einem Zuwendungsempfänger gewährt werden.  

4.5. Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger, die an mehreren Standorten ein Tierheim, 
eine tierheimähnliche Einrichtung oder eine Wildtierauffangstation betreiben, können mit jeweils einem Antrag 
für jedes Tierheim oder jede tierheimähnliche Einrichtung oder Wildtierauffangstation einen Zuschuss bean-
tragen. 

4.6 Die Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger müssen das Vorhaben auf dem Landes-
gebiet Niedersachsen durchführen. 

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung  

5.1 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss in Form einer Anteilsfinanzierung zur Projektför-
derung gewährt. 

5.2 Die Höhe der Zuwendung beträgt maximal 80 % der zuwendungsfähigen Ausgaben. Die maximale För-
dersumme pro Zuwendungsempfängerin oder Zuwendungsempfänger beträgt 2 Mio. EUR. 

5.3 Zuwendungsfähig sind Ausgaben für: 

5.3.1 Baumaßnahmen, den Erwerb unbeweglicher Sachen und den Erwerb beweglicher Sachen, die nicht 
als sächliche Verwaltungsausgaben zu werten sind, soweit sie zur sparsamen und wirtschaftlichen Aus-
führung des Vorhabens unmittelbar notwendig sind, 

5.3.2 notwendige Begleit- und Folgemaßnahmen (z. B. die mit Baumaßnahmen verbundenen Baunebenkos-
ten, vorbereitende Planungsleistungen oder für die Durchführung einer Investitionsmaßnahme nötige 
Gutachten oder Untersuchungen), wenn sie in unmittelbarem zeitlichem und sachlichem Zusammen-
hang mit dem Vorhaben stehen und notwendig sind. Begleit- und Folgemaßnahmen sind nur bis zur 
Höhe von unter 50 % der förderfähigen Ausgaben der nach dem LuKIFG geförderten Investitionsmaß-
nahme nach § 3 Abs. 1 LuKIFG förderfähig. Die Begleit- oder Folgemaßnahmen müssen nicht zwingend 
investiv sein. 

5.4 Nicht zuwendungsfähig sind: 

– Personalausgaben (auch als Begleit- oder Folgemaßnahmen),  

– Ausgaben der Verwaltung (z. B. verwaltungseigene Planungen, andere Personal- oder Verwaltungs-
ausgaben), 

– in Folge der Investition entstehende laufende Ausgaben (z. B. Ausgaben für Wartung, Instandhaltung, 
den Betrieb, den Unterhalt und für die Begleichung anderer andauernder Verpflichtungen) und 

– Grunderwerb. 

5.5 Die Förderung eines Projektes aus weiteren Mitteln des Landes ist ausgeschlossen. Unberührt bleibt 
die Förderung aufgrund der „Grundsätze zur Förderung staatlich anerkannter Betreuungsstationen in Nieder-
sachsen“ durch das MU; sie dient nicht dem Zuwendungszweck nach Nummer 1.1. Unberührt bleibt auch die 
Förderung nach der NKomFöGVO-MI. 

5.6 Förderungen vom Bund oder von einer Kommune für den Zuwendungszweck nach Nummer 1.1 redu-
zieren die Zuwendung anteilig. 
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6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen  

Die Zuwendung ergeht unter den Auflagen, dass  

6.1 die Zuwendung oder ein Teilbetrag abweichend von Nummer 1.4 Satz 1 ANBest-P und Nummer 1.2 
ANBest-Gk nur insoweit und nicht eher angefordert wird als sie innerhalb von drei Monaten nach der 
Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird, Nummern 5.5 und 8.5 ANBest-P sowie Nummern 4.4 
und 7.5 ANBest-Gk gelten entsprechend; 

6.2 auf die Förderung aus dem Sondervermögen „Infrastruktur und Klimaneutralität“ vor Ort bei der Durch-
führung sowie nach Fertigstellung des Vorhabens in geeigneter und öffentlichkeitswirksamer Weise un-
ter Nutzung der Bildwortmarke des Bundes sowie des Landes hingewiesen wird. Ein solcher Hinweis 
ist grundsätzlich auf den Internetseiten der Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger 
sowie bei allen Veröffentlichungen zu den Vorhaben aufzunehmen, die aus Mitteln nach dem LuKIFG 
finanziert werden. Bei Bauarbeiten hat die Kenntlichmachung zusätzlich durch Bauschilder zu erfolgen; 

6.3 mit der Zuwendung getätigte Sachinvestitionen auf eine längerfristige Nutzung abzielen;  

6.4 geförderter Erwerb beweglicher und unbeweglicher Sachen ausschließlich bei den Zuwendungsemp-
fängerinnen und Zuwendungsempfängern zum Einsatz kommt und ausschließlich für Zwecke nach 
Nummer 1.1 genutzt wird und  

6.5 die Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger abweichend von Nummer 7.3 ANBest-P 
und Nummer 6.2 ANBest-Gk auch Prüfungen des Bundesrechnungshofs ermöglichen müssen. 

7. Anweisungen zum Verfahren  

7.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prü-
fung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Bewilligungsbescheides und die Rückforde-
rung der gewährten Zuwendung gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie Abwei-
chungen zugelassen worden sind. 

Es gelten folgende Abweichungen und Ergänzungen: 

7.1.1 Ein Unterschreiten des Mindestinvestitionsvolumens (Nummer 4.1.2) ist förderunschädlich, wenn dies 
zum Zeitpunkt der Bewilligung oder des Beginns der Maßnahme nicht vorhersehbar war. 

7.1.2 Für den Fall, dass eine entsprechend der Vorgaben des LuKIFG und der Verwaltungsvereinbarung 
zwischen dem Bund und den Ländern zur Durchführung des Gesetzes zur Finanzierung von Infrastruk-
turinvestitionen von Ländern und Kommunen „Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz 
(LuKIFG)“ nicht zweckentsprechende Mittelverwendung oder eine nicht innerhalb des Förderzeitraums 
durchgeführte oder abgerechnete Investitionsmaßnahme festgestellt wird, ist die Zuwendung regelmä-
ßig zurückzufordern. Zinsforderungen des Bundes aufgrund nicht fristgemäß verwendeter Mittel sind 
regelmäßig durch die Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger zu tragen. 

7.1.3 Nummer 6 der VV/VV-Gk zu § 44 LHO findet keine Anwendung, 

7.1.4 Abweichend von VV-Gk Nr. 8.7 zu § 44 LHO werden Rückforderungen nicht erhoben, wenn der zurück-
zufordernde Betrag 1 000 EUR unterschreitet. 

7.1.5 Abweichend von VV/VV-Gk Nr. 8.5 zu § 44 LHO ist der Erstattungsbetrag vom Eintritt der Unwirksamkeit 
des Zuwendungsbescheides in Höhe des Zinssatzes nach § 8 Abs. 3 LuKIFG zu verzinsen. 

7.1.6 Abweichend von VV/VV-Gk Nr. 8.6 zu § 44 LHO wird die Zuwendung, sofern sie nicht innerhalb von 
drei Monaten zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet und der Zuwendungsbescheid nicht wi-
derrufen wird, für die Zeit der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung in Höhe des Zins-
satzes nach § 8 Abs. 3 LuKIFG verzinst. 

7.2 Bewilligungsbehörde ist das Niedersächsische Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz, Calenberger Straße 2, 30169 Hannover.  

7.3 Der Zuwendungsantrag ist elektronisch unter Verwendung des bereitgestellten Formulars bei der Be-
willigungsbehörde zu stellen. Die für die Antragstellung, den Mittelabruf und den Verwendungsnachweis 
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erforderlichen Unterlagen sind auf der Internetseite der Bewilligungsbehörde (www.ml.niedersachsen.de) ab-
zurufen oder bei dieser anzufordern. 

7.4 Die Bewilligung der Anträge erfolgt nach der Reihenfolge der Antragseingänge. 

7.5 Anträge können ab Inkrafttreten der Richtlinie bis zum 30.06.2036 gestellt werden. 

7.6 Unverzüglich nach Eingang der Zwischen- und Verwendungsnachweise ist in einem ersten Schritt eine 
kursorische Prüfung vorzunehmen. Im Anschluss daran erfolgt eine vertiefte stichprobenhafte Prüfung für 5 % 
der bewilligten Vorhaben, die mindestens 5 % der bewilligten zuwendungsfähigen Ausgaben ausmachen. So-
fern sich aus den vertieften stichprobenhaften Prüfungen Anhaltspunkte für ein erhöhtes Risiko ergeben, er-
folgt eine Ausweitung der Stichprobe. 

8. Schlussbestimmungen  

Dieser Erl. tritt am 21.09.2026 in Kraft und mit Ablauf des 31.12.2036 außer Kraft. 

 

An  
das Niedersächsische Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz  

Nachrichtlich: 
An   
die Landkreise, kreisfreien Städte und die Region Hannover 
den Zweckverband Veterinäramt JadeWeser, 
die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens  
die Trägerinnen und Träger von Tierheimen, tierheimähnlichen Einrichtungen und Wildtierauffangstationen in Niedersachsen 

 

http://www.ml.niedersachsen.de/
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